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Studie für den REGI-Ausschuss − Die 
Verwendung der Fonds der 
Kohäsionspolitik für die Unterstützung 
von Flüchtlingen aus der Ukraine  
Überblick über Russlands Krieg gegen die Ukraine und die 
darauf folgende massenhafte Vertreibung der Bevölkerung  
Durch den groß angelegten Einmarsch 
Russlands in die Ukraine wurden enormes 
menschliches Leid und wirtschaftliche 
Schwierigkeiten verursacht. Ende 2022 
wurden allein die Schäden an der 
Infrastruktur der Ukraine auf 69 % des BIP 
des Landes für 2021 geschätzt. Nach einem 
Jahr intensiver Kampfhandlungen gab es ca. 
fünf Millionen Binnenvertriebene in der 
Ukraine und acht Millionen ukrainische 
Flüchtlinge in Europa, von denen 
annähernd fünf Millionen nach der 
Regelung für den vorübergehenden Schutz 
oder ähnlichen Schutzregelungen registriert waren. Da zahlreiche Regionen in der Ukraine nach wie 
vor aktive Kriegsgebiete sind, ist zudem davon auszugehen, dass weitere Bewohner innerhalb der 
Ukraine oder aus dem Land fliehen werden. 

Mit über 1,5 Millionen vom UNHCR bis Anfang 2023 registrierten Flüchtlingen beherbergt Polen bei 
Weitem die größte absolute Anzahl an ukrainischen Flüchtlingen, gefolgt von Deutschland und 
Tschechien. In Tschechien halten sich allerdings relativ zur Bevölkerung des Landes die meisten 
Flüchtlinge auf (4,5 %), gefolgt von Polen und Estland. Die große Mehrheit der Flüchtlinge sind 
Frauen und Kinder (auch wenn der Anteil der Letzteren langsam abnimmt) sowie hochqualifizierte 

Das vorliegende Dokument ist eine Zusammenfassung der Studie „The use of Cohesion Policy 
funds to support refugees from Ukraine“ (Die Verwendung der Fonds der Kohäsionspolitik für die 
Unterstützung von Flüchtlingen aus der Ukraine). Die vollständige Studie ist in englischer Sprache 
unter folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/3I6vssh 

https://bit.ly/3I6vssh
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Personen. Zwar wird dadurch die Integration in den Arbeitsmarkt erleichtert, jedoch sind aus diesem 
Grund auch unbedingt Zugang zu Kinderbetreuung und materieller Unterstützung erforderlich. 

Überblick über die Reaktion der EU auf die Migrationskrise  

Die EU hat schnell, weitreichend und einheitlich auf den Krieg Russlands gegen die Ukraine reagiert. 
Die Unionsorgane, die Mitgliedstaaten und die Regionen haben die russische Aggression in der Tat 
umgehend verurteilt und angestrebt, denjenigen, die in der Migrationskrise an vorderster Front 
standen, Unterstützung zu leisten. Insbesondere wurde durch die CARE-Verordnungen – Einsatz 
von Kohäsionsmitteln zugunsten von Flüchtlingen in Europa (CARE), CARE+ und FAST („Flexible 
Unterstützung der Gebiete“ (Flexible Assistance to Territories/FAST-CARE)) – die Kohäsionspolitik 
flexibler gestaltet.  

Dies wurde unter anderem durch die Verlängerung der Möglichkeit einer EU-Kofinanzierung von 
100 %, eine rückwirkende Förderfähigkeit von Tätigkeiten zur Bewältigung der kriegsbedingten 
Migrationsherausforderungen, Flexibilität bei der Verwendung des EFRE, des ESF und des 
Kohäsionsfonds sowie die Einführung einer vereinfachten Kostenoption erreicht. Diese 
Flexibilitätsmechanismen waren auf die Unterstützung kurz-, mittel- und langfristiger Maßnahmen 
ausgerichtet, wie die Bereitstellung von Lebensmitteln, materieller Basisunterstützung, von 
Unterkünften, Transportmöglichkeiten, sofortiger und langfristiger Gesundheitsversorgung, 
Kinderbetreuung, Sozialwohnungen, Zugang zum Arbeitsmarkt sowie Bildung und Ausbildung. 

Analyse der Umsetzung der Verordnungen CARE, CARE+ und 
FAST-CARE 
Die Verordnungen CARE, CARE+ und FAST-CARE (zusammen als „CARE-Rahmen“ bezeichnet) 
umfassen eine Reihe sehr bedeutender Flexibilitätsmechanismen, die rechtzeitig eingeführt 
wurden, um den plötzlichen großen Zustrom von Flüchtlingen aus der Ukraine sowie die 
Herausforderungen, mit denen die nationalen und regionalen Behörden konfrontiert sind, zu 
bewältigen. Jedoch ist es offenbar so, dass nur eine Minderheit der für kohäsionspolitische 
Programme zuständigen Verwaltungsbehörden diese Flexibilitätsmechanismen genutzt hat und 
dass die damit einhergehende Mobilisierung von Mitteln begrenzt ist. Von denjenigen, die Mittel 
mobilisiert haben, wurden weniger als 1 % bis 10 % der Gesamtzuweisung an EU-Mitteln der 
jeweiligen Programme in Anspruch genommen. 

Die Erhöhung des Kofinanzierungssatzes für ein zusätzliches Wirtschaftsjahr ist offenbar der am 
häufigsten genutzte Mechanismus, gefolgt von der Anwendung der rückwirkenden Förderfähigkeit 
von Tätigkeiten zur Bewältigung der kriegsbedingten Migrationsherausforderungen ab dem 
24. Februar 2022. Gleichwohl wurde es durch die Einbeziehung ukrainischer Flüchtlinge als 
Zielgruppe für die regulären Unterstützungstätigkeiten in Kombination mit den im CARE-Rahmen 
neu entwickelten Instrumenten ermöglicht, eine Vielzahl von Maßnahmen zu treffen, mit denen den 
Grundbedürfnissen der Flüchtlinge sowie ihrer Integration in die Gesellschaft, den Arbeitsmarkt 
und/oder das Schulwesen gedient wird. 

Fallstudien zu Ländern, Regionen und Städten in der EU, die 
Flüchtlinge aus der Ukraine unterstützen 

Aus den Fallstudien aus sechs NUTS-2-Regionen in verschiedenen Teilen Europas ging hervor, dass 
der plötzliche große Zustrom von Flüchtlingen aus der Ukraine nicht nur für die Regionen, in denen 
die Flüchtlinge in der EU eintrafen, eine Migrationskrise bedeutete, sondern auch für weiter 
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entfernte (und häufiger wohlhabendere) Regionen. In der Tat verfügten viele Regionen nicht über 
die strukturelle Kapazität, um derart viele Flüchtlinge aufzunehmen. In diesem Zusammenhang kam 
neben den staatlichen Behörden den nichtstaatlichen Organisationen und der Zivilbevölkerung 
eine entscheidende Bedeutung zu. 

In weniger entwickelten EU-Regionen, die an die Ukraine angrenzen, wie etwa Lublin in Polen oder 
die Ostslowakei, wurden die durch den CARE-Rahmen eingeführten Flexibilitätsmechnismen 
verwendet bzw. sollen verwendet werden, um Maßnahmen zur Unterstützung und Integration von 
Flüchtlingen zu finanzieren, die reibungslose Anwendung dieser Maßnahmen wurde allerdings 
durch verschiedene Hemmnisse beeinträchtigt. In EU-Regionen, die sich im Wandel befinden oder 
weiterentwickelt sind, konnten durch den CARE-Rahmen faktisch keine kohäsionspolitischen Mittel 
bzw. wenig Mittel mobilisiert werden, hauptsächlich, weil alle Mittel bereits ausgegeben oder 
gebunden waren. In diesem Fall besteht die wichtigste Lösung für die Verwaltungsbehörden darin, 
die ukrainischen Flüchtlinge als Zielgruppe in ihre neuen oder laufenden operationellen 
Programme einzubeziehen. 

Bewertung der Kohäsionspolitik als Instrument zur 
Unterstützung von Flüchtlingen aus der Ukraine 
Die Verwaltungsbehörden sehen es in der Regel zwar positiv, dass EU-Mittel, insbesondere über den 
CARE-Rahmen, verwendet werden können, um auf die mit dem Krieg in der Ukraine einhergehende 
Migrationskrise zu reagieren, berichten aber auch von großen Verwaltungshemmnissen für eine 
effiziente Umsetzung. Insbesondere werden die Anforderungen und der Zeitrahmen in Verbindung 
mit Programmänderungen und der Mobilisierung von Mitteln als ungeeignet angesehen, um die 
Kohäsionspolitik als geeignetes Krisenreaktionsinstrument zu nutzen.  

Darüber hinaus wurden Risiken für das Erreichen des langfristigen Ziels der Strategie, nämlich 
strukturelle Verbesserungen, mit denen zur sozio-ökonomischen Konvergenz beigetragen wird, 
erwähnt. Die Optimierung der Flexibilitätsmechanismen, die im Rahmen der Pakete CRII/CRII+ und 
CARE sukzessive eingeführt wurden, und eine gleichzeitige Stärkung der strukturellen Dimension 
der Kohäsionspolitik scheinen langfristig vorteilhaftere Ansätze zu sein als weitere Abänderungen 
der Strategie. 

Politische Empfehlungen 

In Anbetracht der Wahrscheinlichkeit künftiger von außen einwirkender Schocks und Krisen sollten 
die Regelungen und Bedingungen für die Nutzung der kohäsionspolitischen Mittel als 
Krisenreaktionsinstrument bis zum Beginn des Programmplanungszeitraums ausgestaltet werden, 
zum Beispiel mit einer speziellen Prioritätsachse nach dem Vorbild von REACT-EU („Unterstützung 
der Krisenbewältigung und Resilienz“). Alternativ und möglicherweise für den 
Programmplanungszeitraum nach 2027 könnte ein separates territoriales Instrument (ähnlich dem 
Fonds für einen gerechten Übergang im Zeitraum 2021-2027) speziell für den Zweck der 
Krisenreaktion geschaffen werden. 
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Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3I6vssh 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den REGI-Ausschuss sind abrufbar 
unter: 

https://research4committees.blog/regi/ 
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